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Unter Bezugnahme auf mein Rundschreiben vom 1. Dezember 2011 übersende ich 
Ihnen eine aktualisierte Fassung der Information über die Tragweite krankenversi­
cherungsrechtlicher Grundsatzentscheidungen. Bitte machen Sie die als Anlage bei­
gefügte Information Ihren Bediensteten in geeigneter Weise bekannt und weisen alle 
neu ins Beamtenverhältnis berufenen Beamtinnen und Beamte ausdrücklich darauf 
hin. 

Im Auftrag 
Franßen-de la Gerda 
(elektronisch erstellt, im Entwurf gezeichnet) 

ZUSTELL- UND LIEFERANSCHRIFT Ingeborg-Drewitz-Allee 4,10557 Berlin 
VERKEHRSANBINDUNG S * U-Bahnhof Hauptbahnhof 



Anlage zum Schreiben des Bundesministeriums des Innern - D6-30111/2#3 
vom 9. März 2016 

Aktualisierung der Information über die Tragweite krankenversiche­
rungsrechtlicher Grundsatzentscheidungen 

Im Zusammenhang mit ihrer Berufung in das Beamtenverhältnis treffen Beamtinnen 
und Beamte auch im Hinblick auf die Absicherung der Risiken in Krankheits- und Pfle­
gefällen Entscheidungen, an die sie langfristig oder gegebenenfalls lebenslang gebun­
den sind. Die Erfahrung hat gezeigt, dass die Bediensteten sich der Tragweite dieser 
Entscheidungen für sich und ihre bei der Beihilfe berücksichtigungsfähigen Angehörigen 
häufig nicht bewusst sind. 

Aus diesem Grunde bitte ich Sie, die nachstehenden Informationen Ihren Bediensteten 
in geeigneterweise bekannt zu machen sowie alle neu ins Beamtenverhältnis berufe­
nen Beamtinnen und Beamte ausdrücklich darauf hinzuweisen. 

Beihilfe: 
Beamtinnen und Beamte des Bundes haben grundsätzlich Anspruch auf Beihilfe nach 
der Bundesbeihilfeverordnung (BBhV). Leistungen, Leistungsausschlüsse und Leis­
tungseinschränkungen sowie von den beihilfeberechtigten Personen zu tragende Ei­
genbehalte orientieren sich am Leistungsspektrum der gesetzlichen Krankenversiche­
rung (GKV). 

Die Beihilfe ist als eine die Eigenvorsorge ergänzende Leistung konzipiert. Sie soll die 
Beamtinnen und Beamten von den durch die Besoldung nicht gedeckten notwendigen 
Aufwendungen im angemessenen Umfang freistellen und ist damit ihrem Wesen nach 
eine Hilfeleistung, die - neben der zumutbaren und aus der Besoldung bzw. Versor­
gung zu bestreitenden Eigenvorsorge der Beamtinnen und Beamten - nur ergänzend 
im angemessenen Umfang einzugreifen hat. 

Beihilfen werden nach Prozentsätzen der beihilfefähigen Aufwendungen gewährt. 
• 50 Prozent für Beihilfeberechtigte, 
• 70 Prozent für Beihilfeberechtigte, die den Familienzuschlag für mehr als ein be­

rücksichtigungsfähiges Kind erhalten, 
• 70 Prozent für berücksichtigungsfähige Ehegattinnen, Ehegatten, Lebenspartne­

rinnen und Lebenspartner, soweit diese nicht über ein Einkommen von mehr als 
17.000 Euro verfügen, 

• 70 Prozent für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger und 
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D 80 Prozent für berücksichtigungsfähige Kinder. 

Versicherungsofiicht: 

^ede Person mit Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland ist verpflichtet, eine 
Krankheitskostenversicherung abzuschließen und aufrechtzuerhalten. Damit sind auch 
Beihilfeberechtigte und ihre berücksichtigungsfähigen Angehörigen verpflichtet, eine 
Krankenversicherung abzuschließen, die die nicht von der Beihilfe 
düngen abdeckt. 

Die Entscheidung über einen angemessenen, die Beihilfeleistungen ergänzenden Kran­
kenversicherungsschutz sollte in Gedern Einzelfall unter Berücksichtigung der individuel-
Ien Gegebenheiten, der möglichen Veränderungen in den familiären Verhältnissen und 
des angestrebten Schutzniveaus unter Einbeziehung allerverfügbaren Informationen 
erfolgen Oer Abschluss oder die Änderung einer Krankenversicherung, die ausschließ 
lieh auf eine aktuell zu erzielende Beitragsersparnis abzielt, kann auf lange Sicht unter 
Umständen zu erhöhten Aufwendungen führen. 

G e s e h e n e Krankenversicherung: 
Beamtinnen und Beamte, die vor dem Eintritt in den öffentlichen Dienst Mitglieder der 
GKV waren, können auch im Beamtenverhältnis freiwillige Mitglieder der GKV bleiben 
Kinder,Ehegattinnen und Ehegatten sowie Lebenspartnerinnen und Lebenspartner oh 
ne eigenes Einkommen sind dann beitragsfrei mitversichert. Zudem gilt in der GKV das 
Sachleistungsprinzip, so dass i.d.R. für medizinische Behandlungen sowie für Arznei-, 
Heil und Hilfsmittel nicht finanziell in Vorleistung zu treten ist 

Allerdings müssen freiwillig in der GKV versicherte Beamtinnen und Beamte ihre Kran 
kenversicherungsbeiträge in vollem Umfang allein tragend einen Beitragszuschuss des 
Oienstherrn-vergleichbar mit dem Arbeitgeberanteil bei versicherungspflichtigen Ar-
beitnehmern-erhalten sie nicht. Oer Beihilfeanspruch bleibt zwar grundsätzlich beste-
hen Aufgrund des Sachleistungsprinzips in der GKV bleibt aber für die Gewährung von 
Beihilfe grundsätzlich kein Raum 

Auch die in der Beihilfe berücksichtigungsfähigen Ehegattinnen und Ehegatten sowie 
Lebenspartnerinnen und Lebenspartnerkönnensich-unabhängig von der Entschei-
dung der Beamtin oder des Beamten-für eine freiwillige Portsetzung ihrer Mitglied­
schaft in der GKV entscheiden Oies kannu a für Personen sinnvoll sein,die ihre ver 
Sicherungspflichtige Beschäftigung in der GKV,z.B.wegen der Betreuung von Kindern 
oderderPflegenaherAngehöriger,aufgebenoderunterbrechen,insbesondere im Hin 
blick auf eine spätere Mitgliedschaft in der Krankenversicherung der Rentner (KVdR). 
Oie -gegenüber einerfreiwilligen Mitgliedschaft in der GKV beitragsbegünstigte-
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KVdR verlangt u.a.die Erfüllung einer Vorversicherungszeit in der GKV (9/10der zwei­
ten Hälfte des Erwerbslebens).Zeiten,in denen Angehörige über die Beihilfe und einen 
ergänzenden privaten Krankenversicherungsschutz abgesichert waren, werden bei die-
serVorversicherungszeit nicht berücksichtigt.Vor diesem Hintergrund wird eine frühzei­
tige Beratung durch eine gesetzliche Krankenkasse vor einem Wechsel in die private 
Krankenversicherung empfohlen. Oies gilt insbesondere für berücksichtigungsfähige 
Ehegattinnen und Ehegatten bzw. Lebenspartnerinnen und Lebenspartner,die aller Vo­
raussicht nach später erneut eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung aufneh-
men werden. 

private Krankenversicherung: 
Beamtinnen und Beamte sowie ihre beihilfeberechtigten Angehörigen müssen s i ch -
soweit sie nicht in der GKV versichert s ind-bei einem privaten Krankenversicherungs­
unternehmen in dem Umfang versichern,in dem sie nicht über die Beihilfe abgesichert 
sind 

Oie private Krankenversicherung (PKV) bietet ihren Mitgliedern auf die Beihilfebemes­
sungssätze abgestimmteTarife an.Oabei ist zu berücksichtigen,dass die PKV auf dem 
Individualprinzip basiert Oas bedeutet, dass die Höhe der zu leistenden Beiträge weit 
gehend durch das individuelle Gesundheitsrisiko bestimmt wird. Oie Möglichkeit einer 
beitragsfreien Mitversicherung für Kinder und erwerbslose Ehegatten besteht nichts für 
^ede Person ist^eweils ein Versicherungsvertrag abzuschließen. 

Grundsätzlich gilt in der PKV das Kostenerstattungsprinzip. Oie Patientin bzw. der Pati­
ent bezahlt die Gesundheitsleistungen zunächst selbst und erhält ihre bzw. seine Aus-
lagen nach Vorlage der Rechnung ganzoderteilweise von der Beihilfestelle und dem 
privaten Krankenversicherungsunternehmen zurück. Es können ergänzende Versiche­
rungen abgeschlossen und damit das Schutzniveau den individuellen Bedürfnissen an 
gepasst werden. 

Wer sich beim Eintritt in den öffentlichen Oienst für die PKV entscheidet, ist an diese 
Entscheidung grundsätzlich dauerhaft gebunden Es gibt nur in ganz wenigen Ausnah­
mefällen die Möglichkeit zur Rückkehr in die GKV Erlischtzum Beispiel im Pall einer 
Ehescheidung der Anspruch auf Beihilfe für den Ehegatten, so ist der private Kranken 
Versicherungsschutz für die nicht mehr beihilfeberechtigte Person auflOO Prozent zu 
erhöhen Oas führt in der Regel zu einer deutlich höheren Versicherungsprämie für die 
betroffene Person. 

Sorgfältig zu prüfen ist zudem, bei welchem privaten Versicherungsunternehmen ein 
Vertrag abgeschlossen wird. Spätere Wechselmöglichkeiten zwischen unterschiedli-
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chen Versicherern können aufgrund der dann erneut anfallenden Gesundheitsprüfung 
und der nur bis zum Umfang des Basistarifs übertragbaren Alterungsrückstellungen mit 
einer deutlichen Främienerhöhung einhergehen. 

Öffnungsangebote der P^V: 
Um beihilfeberechtigten Personen insbesondere zu Beginn ihres Dienstverhältnisses 
den Zugang zu beihilfekonformen Krankheitskostentarifen zu erleichtern, bieten seit 
dem ^lahr 2005 rund 20 private Krankenversicherungsunternehmen bislang in der ge­
setzlichen Krankenversicherung versicherten Beamtinnen und Beamten sowie deren 
Angehörigen ein sogenanntes Öffnungsangebot an. 

Für diese Öffnungsaktion gelten die folgenden Bedingungen: 
^ Aufnahme in normale beihilfekonforme Krankheitskostenvolltarife, 

^ kein Aufnahmehöchstalter, 
D keine Leistungsausschlüsse und 
^ Begrenzung eventueller Risikozuschläge auf höchstens 30^o des tariflichen Beitrages. 

Oas Öffnungsangebot gilt für Beamtenanfängerinnen bzw.-anfänger und deren Angehörige, 
jedoch nur innerhalb der ersten sechs Monate nach ihrer erstmaligen Verbeamtung.Maßgeb-
lieh für den Fristheginn ist der Beginn des Beamtenverhältnisses, frühestens jedoch nach Be 
endigung eines etwaigen Vorbereitungsdienstes. 

Mit diesem freiwilligen Angebot ist sichergestellt, dass jede Beamtin und jeder Beamte 
einschließlich der berücksichtigungsfähigen Angehörigen unter zumutbaren Bedingun­
gen in die FKV aufgenommen wird 

näheres zur Öffnungsaktion unter: 
https:^www.pkv.de/service/broschueren/verbraucher/oeffnungsaktion-der-pkv-fuer- 
beamte-und-angehoerioe.pdb.pdf 


